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Wortlaut des Antrages:
Die Gemeindevertretung beschlief3t:

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Muhlenbecker Land bittet den Landtag Brandenburg
und die Landesregierung Brandenburg, zeitnah durch eine Anderung des Kommunalabga-
bengesetzes fur das Land Brandenburg (KAG) dahingehend Moéglichkeiten zu schaffen,
dass:

1. die Erhebung von Stral3enbaubeitragen keine ,Soll“-Bestimmung mehr ist und es so-
mit den Gemeinden Uberlassen bleibt, diese zu erheben oder nicht,

2. die bisherige Bestimmung des § 8 Abs. 4 S 7 Hs.2 KAG dahingehend gedndert wird,
dass Zuwendungen Dritter (Férdermittel) nicht nur auf den gemeindlichen Teil, son-
dern auch auf die Beitragshohe der Beitragspflichtigen Anrechnung findet,

3. hilfsweise, die Erhebung von Beitragen nur stattfindet, wenn nachweislich wirtschaftli-
che Vorteil fur die Mdglichkeit der Inanspruchnahme der Einrichtungen und Anlagen
geboten werden und hierbei den Gemeinden die Beurteilung des Vorliegens der Vo-
raussetzungen unter Beteiligung der Ortsbeirate Uberlassen bleibt.

Die Gemeindevertretung der GML bittet den Landtag und die Landesregierung Brandenburg,
sich fiir die Anderung des BauGB zu den Bestimmungen zur Herstellung von ErschlieRungs-
anlagen nach 88 125, 127, 129 unter Einbeziehung und Umsetzung des Bundesverwal-
tungsgerichtsurteils BVerwG 9 C 5.06 vom 11. Juni 2007/0VG 4 L 572/04 Sachsen/Anhalt
bezogen auf die konkrete Situation des ,Strallenausbaus” einzusetzen.

Die Gemeindeverwaltung wird gebeten, diesen Beschluss der Landesregierung zu Ubermit-
teln.



Begriundung:
siehe Antrag vom 02.11.2018

Stellungnahme der Verwaltung:

Der Inhalt des vorliegenden Antrages betrifft Regelungen der Landesgesetzgebung und wird
von der Verwaltung nicht weiter bewertet.

Es ist darauf hinzuweisen, dass eine durch die Gemeinde initiierte Forderung zur Abschaf-
fung bzw. freiwilligen Erhebung von Stral3enbaubeitréagen finanzielle Folgen haben kann. Es
besteht die Mdglichkeit, dass ein Finanzausgleich des Landes fir die entgangenen Einnah-
men aus StralRenbaubeitragen nicht gewahrt wird. Weiterhin ist denkbar, dass die Ausschut-
tung von Fordermitteln an eine Ausschopfung der ggf. freiwillig zu erhebenden StralRenbau-
beitrage geknipft ist.

Die Kommune ware in diesen Fallen gezwungen, die finanziellen Defizite zur Erfillung ihrer
Aufgaben aus eigenen Mitteln zu kompensieren.

Hinweis zu 3.: Der im StraRenbaubeitragsrecht abstrakte wirtschaftliche Vorteilsbegriff zielt
auf die Mdglichkeit der Inanspruchnahme der ausgebauten StralRe ab. Eine beitragspflichtige
Ausbaumal3nahme erlangt fur Eigentimer der anliegenden Grundstiicke einen Sondervorteil
gegenuber der Allgemeinheit der nicht in Euro und Cent messbar ist. Jedoch vermittelt der
Ausbau dem Grundstlickseigentimer Gebrauchsvorteile in Bezug auf sein Grundstiick. Da-
bei ist schon ausreichend, dass dem Grundstiickseigentimer die Mdglichkeit der Inan-
spruchnahme gegeben wird, unabhéngig von der tatsdchlichen Nutzung.

Ein beitragspflichtiger Grundstuckseigentimer besitzt daher stets einen wirtschaftlichen Vor-
teil an einer beitragsfahigen Baumalnahme.

Die Sondervorteile kommen nicht ausschlie3lich der Allgemeinheit zugute, da diese insbe-
sondere keinen Bezug zu einem konkreten Grundstick hat.

Anlagen:
Antrag vom 02.11.2018

HaushaltsmaRige Beriihrung: Ja Nein
Ausgaben sind insgesamt gedeckt durch: Produktkonto:

Auftrags-Nr.:

GBH Sachbearbeiter/in Fachbereichsleiterin Il

Anderungsempfehlungen GV 03.12.2018:

Die Gemeindevertretung der GML bittet den Landtag und die Landesregierung Brandenburg, sich
fur die Anderung des BauGB zu den Bestimmungen zur Herstellung von ErschlieBungsanlagen
nach 8§ 125, 127, 129 unter Einbeziehung und Umsetzung des Bundesverwaltungsgerichtsurteils
BVerwG 9 C 5.06 vom 11. Juni 2007/0OVG 4 L 572/04 Sachsen/Anhalt bezogen auf die konkrete
Situation des ,StralRenausbaus” einzusetzen.

Bezlglich der Begriindung bittet er, nach Punkt, 1 um folgende Einfligung:

Das BVerwG hat mit seinem Urteil vom Juli 2007 den ,SandstralRenausbau® als Erschlieung von
der Voraussetzung des Vorhandenseins eines B-Plan gem. 8§ 125 (1) BauGB aufgehoben.
Demzufolge gibt es keine ErschlieBungstrager und ebenso wenig B-Plangebiete.

Als ,ErschlieBungstrager” tritt nunmehr die Kommune auf, ohne dass mittels B-Planverfahren die
Ziele, Zwecke und wesentlichen Auswirkungen der eigentlichen Bauleitplanung dargelegt und be-
grundet sind.

Vorhandenen Grundstiickseigentiimern mit vorhandener Bebauung wird das ErschlieRungsrecht
Uibergestulpt.

Im ErschlieSungsrecht bleiben AuRenbereichsflachen und sonstige nicht bebaubare Flachen von
der Beitragserhebung frei.

Diesem Umstand muss gesetzlich Rechnung getragen werden. Dazu gehoért, dass die Kommunen
fur diese Art der ,Sandstrallen-ErschlieRung” durch den Bund Uber die Lander finanziell ausgestat-
tet werden missen.

Beschlussfassung:







	Antrag der Fraktion Freie Wähler: Beschluss zur Vorlage bei der Landesregierung Brandenburg zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes (KAG)
	Stand:  06.02.2020  10:21 Uhr


